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die Unzuläſſigkeit dieſer Anlage erfloffen iſt, iſt durch ſolche Entſcheidung im 
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Amt eines Ortsvorſtehers, ſowie auch die, wenngleich beſoldete, Beſorgung der 
Gemeinderechnungsführung durch einen Ortsvorſteher kann nicht als Gemeinde⸗ 
bedienſtung im Sinne der Gemeindewahlordnung angefehen werden. 

Der Ausgedingler, der das Eigenthum ſeiner Realität abgetreten, ſich aber 
das freie Bewirthſchaftungsrecht derſelben gegen Beſtreitung der Steuern vorbe⸗ 
halten hat, kann aus dem Titel des beſteuerten Realbeſitzes kein Gemeinde⸗ 
wahlrecht mehr ansprechen. ; 

Der Gemeindewahlcommiſſion fteht es nicht zu, Wahlen außer Kraft zu 
ſetzen, die auf Perſonen gefallen find, welche von der Wählbarkeit ausgenom⸗ 
men find. 

Ahndung und Vorkehrung, welche bei einer Uebertretung des Strafgeſetzes durch 
einen Unmündigen nach § 273 St. G. der Sicherheitsbehörde überlaſſen iſt, ſind 
nur die l. f. politiſchen Behörden und nicht auch die Gemeindevorſtände 
berufen. 
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Heber Bberbehörden ). 


Bei den Oberbehörden fehlt es ſelten an dem guten Willen, 
den Parteien ihr Recht widerfahren zu laſſen, und ſie gebührend zu 
behandeln. Es iſt eine bekannte Erfahrung, daß die Humanität bei 
den Behörden zuzunehmen pflegt, je höher die Stellung derſelben iſt, 
und es kann nicht geleugnet werden, daß dies Verhältniß in der 
Natur der Dinge ihren Grund hat. 

Wer ſelten und nur mit derjenigen Scheu angegangen wird, 
die aus dem Gefühle höherer Stellung und perſönlicher Unbekannt⸗ 
ſchaft hervorgeht, braucht weder Anſtrengungen zu machen, um ſich 
Geltung zu verſchaffen, noch hat er offenen und hartnäckigen Wider⸗ 
ſtand zu überwinden. Er iſt alſo ſelten in der Lage, ein hartes Wort 
zu reden, während der untergeordnete Beamte, in täglicher Berührung 
mit Sachen und Perſonen widerwilliger Art, nicht ſelten genöthigt 
erſcheint, Strenge anzuwenden und eben deßhalb ungleich ſchwerer das 
richtige Maß behauptet. Inhumanttät, Willkür und Härte iſt eben 
deßhalb aber bei den oberen Behörden auch ein ungleich größerer 
Fehler als bei den unteren. 

Das eigenthümliche Gebrechen der höheren Behörden beſteht viel⸗ 
mehr in dem Mangel an unmittelbarer Kenntniß und Handlungs⸗ 


) Aus Stüve: „Weſen und Verfaſſung der Landgemeinden in Weſtphalen“. 


fähigkeit, in dem Haften an Acten und Förmlichkeiten und in der 
Nachſicht und Schwäche gegen wirkliche Fehler ihrer Untergebenen. 

Wenn man im Leben noch keineswegs genügend geübte und feſte 
Männer in die höheren Behörden zieht und ſte hier durch Acten und Bureau⸗ 
arbeiten zur Stellung der Votanten aufſteigen läßt, ſo kann der Er⸗ 
folg kein anderer ſein. Die Acten werden zu Wirklichkeiten; wer es 
verſteht, die Acten in die dem Referenten gerechte Form zu bringen, 
iſt ein vorzüglicher Beamter. Die eigene lebendige Einſicht in den 
Zuſammenhang der Verhältniſſe wird durch eine angelernte Schul⸗ 
theorie oder durch einſeitige Auffaſſung der in Verwaltungsſachen 
immer dehnbaren Geſetze erſetzt, und der Regierungsmechanismus geht 
feinen regelmäßig geordneten Gang. Es werden Berge von Aeten 
geſchrieben, ohne daß die Sachen irgend weſentlich fortrückten, wie 
denn nur zu oft, und bei den fleißigſten Arbeitern am meiſten, über 
der Beſchäftigung mit Einzelheiten, Formen und Nebendingen der 
freie Blick auf Zuſammenhang und Zweck der Sache gänzlich ver⸗ 
loren geht. 

So wird denn auch die Stellung zu den Untergebenen be⸗ 
handelt. 

Im Grunde iſt die richtige Behandlung der Nachgeſetzten die 
Hauptaufgabe der oberen Behörden. Wenn man in Verwaltungs⸗ 
geſchäften nur die rechten Leute an der Stelle hat, ſo kann man 
dieſen kaum zu große Freiheit gewähren. Das Ganze wird ſich immer 
am beſten ſtehen, wenn ein der Sache mächtiger, zuverläſſiger Mann 
mit möglichſter Freiheit handelt. Man ſollte alſo auch hier die Sache 
in großen Zügen faſſen. 

Ueberall ſollten die Sachen unbedingt mehr gelten, als die 
Perſonen. Man ſollte ſich überzeugt halten, daß es unmöglich iſt, den 
Geſchäften von oben her durch Reſeribiren und Inſtruiren einen 
rechten Gang zu geben, wenn der Mann, der ſie führen ſoll, wider⸗ 
willig oder an Kopf oder Herz verwahrlost iſt. Statt deſſen liegt es 
im Geiſte unſerer Einrichtungen, durch die obere Verwaltung die ein⸗ 
zelnen Sachen ordnen, die Fehler im einzelnen Falle beſſern, durch 
Vorſchriften verhüten zu wollen, und ſo nimmt man dem Beamten 
Luft und Muth zu freier Thätigkeit, nöthigt oder verleitet die Tüch⸗ 
tigeren zu jenem Syſteme des Actenmachens, wo dann die Dinge 
nach der Weiſe der Oberbehoͤrde zurecht gelegt werden, mögen fte nun 
paſſen oder nicht, — untergräbt dadurch den ſittlichen Grund des 
Dienftes und läßt hinwieder den Gebrechen der Untergebenen moͤg⸗ 
lichſte Nachſicht angedeihen. Die Oberbehörde muß am Ende den rich⸗ 
tigen, allein fruchtbaren Standpunkt aus dem Auge verlieren und ſich 
immer tiefer in den erfolgloſen Verſuch verirren, einen Geſchäftsgang 
zu erfinden, in welchem auch mit untüchtigen Menſchen Tüchtiges und 
Gutes geſchafft werden könne. So entſteht dann dieſes Controliren, 
Inſtruiren, Corrigiren und Rectificiren im Kleinen und Kleinlichen, 
über welchem die Acten immer mehr anfchwellen, der Blick für das 
Bedeutende immer mehr getrübt und der Geiſt des ganzen Verwal⸗ 

anne von den Sachen immer mehr ab und auf nutzloſe Formen 
hingelenkt wird 

Deßhalb iſt denn bei den Oberbehörden das Nothwendigſte, 
einen friſcheren Geiſt unmittelbarer Thätigkeit hervorzurufen Solches 


— 


wird jedoch nur möglich fein, wenn man die zum Handeln berufenen 
Perſönlichkeiten durch lebendigen Verkehr und Verhandlung mit nicht 
im Actenweſen erſtarrten Männern von praktiſchem Berufe in der 
friſchen Anſchauung erhält. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


en Anrainern einer Waſſeranlage, über deren Beſchwerde eine 

Entſcheldun über die Unzuläſſigkeit dieſer Anlage erfloſſen iſt, iſt 

durch ſolche Entſcheidung im Sinne der Miniſterialverordnung vom 

30. Auguft 1868, R. G. Bl. Nr. 124, ein Recht erwachſen, 

welches bewirkt, daß die entſcheidende Behörde zur Abänderung 
ihrer Entſcheidung nicht mehr competent erſcheint. 


Die Erſtreckung einer Miniſterial⸗Necursfriſt an das Miniſterium 
des Innern kann nur vom Miniſterium ſelbſt bewilligt werden. 


Mittelſt Statthaltereientſcheidung vom 18. Mai 1870, 3. 3492 
wurde die Entſcheidung des Bezirkshauptmannes in R., womit dem 
Peter B. die Bewilligung zum Baue einer Mahlmühle und Dreſch⸗ 
maſchine zu A., mit Benützung des Betriebswaſſers aus dem foge- 
nannten alten Mühlgange bewilligt worden war, über Berufung der 
Werknachbarn Alois H. und Leopold Sch. aufgehoben, weil für Peter 
B. der Erwerb der zum beabſichtigten Baue, ſowie zur Führung des 
Werkscanals benökhigten Theile zweier der Gemeinde A. gehö⸗ 
rigen Parcellen durch die protokollariſch gegebene Einwilligung der 
Mahlberechtigten und durch den Kaufvertrag noch keineswegs geſichert 
ſei, indem zu dieſer Veräußerung von Gemeindegründen nach § 57, 
Abſatz 4 des Geſetzes vom 14. Juni 1866, L. G. Bl. Nr. 19, noch 
die Zuſtimmung der Bezirksvertretung erforderlich erſcheine; ferner 
weil auch die der Verſumpfung ausgeſetzten Wieſen der Anrainer noch 
nicht in das dingliche Eigenthum des Bauwerbers übergegangen find, 
endlich und vorzüglich, weil nach dem Gutachten des ſcientifiſch⸗tech⸗ 
niſchen Statthaltereidepartements die von Peter B. angeſtrebten und 
vom Bezirkshauptmanne conceſſionirten Werke, als eine Mahlmühle 
und eine Dreſchmaſchine, mit der vorhandenen verfügbaren Waſſerkraft 
abſolut nicht betrieben werden könnten, und nur bei ſehr guter Con⸗ 
ſtruction und conſtantem reichlichen Waſſenzufluß die nothdürftige In⸗ 
betriebſetzung einer diefer genannten Maſchinen möglich wäre, nach 
§ 1 der Mählordnung vom Jahre 1814 aber Privatrechte bei Waſſer⸗ 
baubewilligungen von Amtswegen zu wahren ſind und die Conceſſion eines 
Betriebswaſſers zu einem nicht als möglich nachgewieſenen Betriebe 
eine Schwendung wäre. 

Gegen dieſe Entſcheidung wurde dem Peter B. die Recursfriſt 
von vier Wochen an das Miniſterium des Innern eingeräumt Mit⸗ 
telſt ſpäterer Eingabe vom 29. Juni 1870 bat Peter B. um eine 
Friſtverlängerung, welche ihm auch von der Statthalterei mit Erlaß 
vom 6. Juli 1870, 3. 8171, bis Ende September 1870 als dem 
vom Bittſteller ſelbſt bezeichneten Zeitpunkt bewilligt wurde. Aber erſt 
am 31. October 1870 hat Peter B. bei der Bezirkshauptmannſchaft 
R. ein an die Statthalterei gerichtetes Geſuch überreicht, worin er 
um die commiſſionelle Erhebung der Leiſtungsfähigkeit der von ihm 
bereits gebauten Dreſchmaſchine in A. zu dem Ende anſuchte, damit 
die Statthalterei hienach entweder im eigenen Wirkungskreiſe ihre 
frühere Entſcheidung abändere, oder hievon den Bittſteller zum Zwecke 
der Einbringung des Recurſes an das Miniſterium verſtändige. 

Die Statthalteret veranlaßte darüber eine neuerliche Erhebung 
in Bezug auf die zu Gebote ſtehende Waſſerkraft und die genaue 
Erhebung aller techntſchen Momente unter Beiziehung des Bezirks⸗ 
ingenieurs, und hat hierauf mit Entſcheidung vom 26. Jult 1871 
„in Berückſichtigung der von Peter B. auf dieſen Baubetrieb bereits 
verwendeten bedeutenden Summen und bet dem Umſtande, als ein 
Grund der früheren Bauverweigerung, nämlich die angezweifelte 
Möglichkeit der Erwerbung der zur Werksanlage nothwendigen Grund⸗ 
theile durch die mittlerweile erfolgte Bauführung von ſelbſt behoben 
erſcheint, auf Grund der neuerlichen Erhebungen und eines zweiten 
Gutachtens des techniſchen Departements“, die nachträgliche Bewilli⸗ 
gung der Werksanlage unter gewiſſen näher formulirten Bedingungen 
ertheilt. 
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In dem gegen dieſe letzte Statthaltereientſcheidung von Alois 
H. und Leopold Sch. gemeinſchaftlich mit einem Gemeinderathe und 
zwei Gemeindeausſchüſſen der Kataſtralgemeinde H. überreichten Mi⸗ 
niſterialrecurſe wurde unter Anderem angeführt, daß die Betheiligten 
von einem Recurſe des Peter B. gegen die Statthaltereientſcheidung 
vom 18. Mai 1870, 3. 3492, keine Kenntniß erlangten, daher habe 
der Genannte einen derlei Recurs entweder nicht überreicht oder er 
ſei damit abgewieſen worden; jedenfalls aber ſei dieſe Statthalterei⸗ 
entſcheidung in Rechtskraft erwachſen. f 

Dieſem Recurſe hat das Miniſterium des Innern unterm 
15. October 1871, 3. 13511, Folge gegeben und die angefochtene 
Statthaltereientſcheidung aufgehoben, „weil die Statthaltereientſcheidung 
vom 18. Mai 1870, 3. 3492, durch Nichteinbringung des Miniſte⸗ 
rialrecurſes von Seite des Peter B. innerhalb der durch den Statt⸗ 
haltereſerlaß vom 6. Juli 1870, 3. 8171, verlängerten Friſt bereits 
in Rechtskraft erwachſen, und nachdem durch dieſe Entſcheidung dritten 
Perſonen Rechte erwachſen find, es nicht im Wirkuagskreiſe der Statt⸗ 
halterei gelegen war, im Sinne der Miniſterialverordnung vom 
30. Auguſt 1868, R. G. Bl. Nr. 124, neuerlich eine Entſcheidung 


zu fällen und von jener vom 18 Mai 1870, 3. 3492, abzugehen. 


Dem Peter B. bleibt es übrigens vorbehalten, dieſe Angelegenheit 
neuerdings bei der erſten Inſtanz anhängig zu machen, wobei übri⸗ 
gens bemerkt werden muß, daß die Friſt zur Einbringung des Re⸗ 
curſes an das Miniſterium nicht von der Statthalterei, ſondern nur 
vom Miniſterium des Innern aus erweitert werden kann“. Kr. 


Das Amt eines Ortsvorſtehers, ſowie auch die, wenngleich beſoldete, 

Beſorgung der Gemeinderechnungsführung durch einen Orts⸗ 

vorſteher kann nicht als Gemeindebedienſtung im Sinne der Ge⸗ 
meindewahlordnung angeſehen werden. 


Der Ausgedingler, der das Eigenthum ſeiner Realität abgetreten, 

ſich aber das freie Bewirthſchaftungsrecht derſelben gegen Beſtrei⸗ 

tung der Steuern vorbehalten hat, kann aus dem Titel des 

beſteuerten Realbeſitzes kein Gemeindewahlrecht mehr anfprechen. 

Der Gemeindewahlcommifſion ſteht es nicht zu, Wahlen außer 

Kraft zu ſetzen, die auf Perſonen gefallen ſind, welche von der 
Wählbarkeit ausgenommen find. 


Bei der Gemeindeausſchußwahl für die vereinigte Gemeinde V. 
M. S. wurde im dritten Wahlkörper Joſeph H. in den Ausſchuß 
mit 50 unter 57 Stimmen gewählt. Die Wahlcommiſſion hat gleich 
nach der Wahlvornahme die Wahl des Joſeph H. unter Hinweiſung 
auf § 11, 3. 2 G. W. O.)) verworfen, weil Joſeph H. bisher das 
Amt eines Ortsvorſtehers und zugleich Rechnungsführers in S. ver⸗ 
ſehe, und an deſſen Stelle der Eintritt des Johann V., welcher die 
nächſt meiſten Stimmen erhalten hat, in den Gemeindeausſchuß 
verfügt. 

Er dieſe Ausſcheidung aus der Gemeindevertretung hat Jo⸗ 
ſeph H. bei der Bezirkshauptmannſchaft die Einwendung erhoben, daß 
die Wahlcommiſſion zur Anfechtung ſeiner Wahl nicht berechtigt war, 
und nur der politiſchen Behörde nach § 31 G. W. O. das Recht 
der Außerkraftſetzung ſeiner Wahl zuſtehe. 

Ueber dieſe von Seite der Bezirkshauptmannſchaft dem Ge⸗ 
meindevorſteher in V. zugeſtellte Einwendung hat ſich der letztere 
dahin geäußert, daß Joſeph H. Ortsvorſteher, reſp. Rechnungsführer, 
oder mit anderen Worten Rentmeiſter im Orte S. ſei, daher in einer 
wirklichen Gemein debedienſtung mit einem, wenn auch geringen 
Jahresgehalte ſich befinde, ferner daß Joſeph H. weder Eigenthümer 
irgend eines unbeweglichen Gutes ſei, noch vom Gewerbe oder Ein⸗ 
kommen eine Steuer zahle, ſondern ſchon vor einigen Jahren ſeine 
Wirthſchaft in S. ſeinem Sohn Anton H. abgetreten habe und als 
Ausgedingler lebe, ſomit von ſeinem Realbeſitze keine Steuern ent⸗ 
richte, daher weder wahlberechtigt, noch wählbar ſei. 

Nach der Mittheilung des Grundbuchamtes in B. haben die 
Eheleute Joſeph und Baxbara H. mittelſt Vertrages vom 23. Jänner 
1864 ihre Beſitzung in S. ihrem Sohue Anton H. und ſeiner Gattin 
Anna ins Eigenthum abgetreten und ſich das freie Bewirthſchaftungs⸗ 
recht dieſer Beſitzung bis Jacobi 1872 gegen Beſtreitung der Steuern 

) Die Citate beziehen ſich auf die Gemeindewahlordnung für Böhmen vom 
16. April 1864. 


und aller übrigen Abgaben vorbehalten. Das Steueramt in B. beſtä⸗ 
tigte dieſe- Angaben des Grundbuchamtes. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in B. hat hierauf ausgeſprochen, 
daß der von der Wahlcommiſſion anläßlich der Ausſcheidung des Jo⸗ 
ſeph H. aus dem Gemeindeausſchuſſe angeführte erſte Grund, nämlich 
daß H. als Ortsvorſteher und Rechnungsführer in S. ſich in einer 
wirklichen Gemeindebedienſtung befinde und daher nach § 11 G. W. O. 
nicht wählbar ſei, nicht zureiche; „denn der Ortsvorſteher ſei keine im 
Dienſte der Gemeinde ſtehende Perſon. Ebenfo wie der Gemeinde⸗ 
vorſteher kein Gemeindediener ſei, ebenſo gebe die Beſorgung der Ge⸗ 
meinderechnungsführung durch den Ortsvorſteher, wenn auch ein Gehalt 
damit verbunden iſt, dem Ortsvorſteher nicht die Eigenſchaft einer im 


Gemeindedienſte befindlichen Perſon, und dies um ſo weniger, nachdem 


viele Gemeinden zum Halten eines eigenen Rechnungsführers nicht die 


Mittel haben und daher in vielen Gemeinden die Gemeindevorſteher 


zugleich Rechuungsführer find, und nachdem weiter auch nach den 
SS 57 und 72 G. O. den Gemeindevorſtehern die Verwaltung des 
Gemeindevermögens, die Verfaſſung der Voranſchläge und die Vor⸗ 


lage der Rechnungen zuſtehe, weßhalb dieſelben auch die Gemeinde⸗ 
rechnungen führen können, ohne deßwegen in den Gemeindedtenſt zu 
treten“. Dagegen ſtehe der Wählbarkeit des Joſeph H. der von der 
Wahlcommiſſion angeführte zweite Grund entgegen, daß er nicht 
Eigenthümer einer Realität ſei und weder vom Realbeſitze, noch vom 
„Denn nach § 10 
G. W. O. ſeien nur die Wahlberechtigten wählbar und nach § 1, 


Gewerbe oder Einkommen eine Steuer entrichte. 


ad 3 G. W. O. ſeien wahlberechtigt nur jene Gemeindemitglieder, 


welche von ih rem Realbeſitze, Gewerbe oder Einkommen in der Ge⸗ 
Joſeph H. habe mittelſt Ver⸗ 
trages vom 23. Jänner 1864 ſeine Realität in S an ſeinen Sohn 


meinde eine directe Steuer entrichten. 


Anton H. und deſſen Gattin abgetreten und obgleich derſelbe ſich das 
freie Bewirthſchaftungsrecht dieſer Realität gegen Beſtreitung der 
Steuern bis Jacobi 1872 vorbehalten habe, ſo zahle er dennoch nicht 
die Steuern von feiner Realität, weil ja dieſe ihm nicht mehr 
gehört.“ Endlich könne auf die Einwendung des Joſeph H.,; daß die 
Wahlcommiſſion zur Anfechtung feiner Wahl nicht berechtigt ſei, keine 
Rückſicht genommen werden, „weil der Wahlcommiſſion nach § 29 
G. W. O. und den übrigen im Zuſammenhange mit demſelben ſte⸗ 
henden Beſtimmungen der Gemeindewahlordnung dieſes Recht zuer⸗ 


kannt werden müſſe“. Es müſſen daher die Einwendungen des Joſeph 


H. zurückgewieſen werden. 

Im Statthaltereirecurſe führte Recurrent an, daß ihn die Wahl⸗ 
commiſſton auf Grund des § 11, ad 2 G. W. O. als nicht wählbar 
erklärte; die Bezirkshauptmannſchaft daher nur in dieſer Richtung über 
ſeine Beſchwerde zu entſcheiden hatte, und in der That auch jenen 
von der Wahlcommiſſion geltend gemachten Ausnahmsgrund als nicht 
ſtichhältig erkannte; die Bezirkshauptmannſchaft ſei jedoch weiter ge⸗ 
gangen und habe den Beſchwerdeführer nach § 10 und $ 1, ad 3 
G. W. O. als nicht wählbar erklärt. Mit der im Jahre 1864 er⸗ 
folgten Abtretung ſeiner Wirthſchaft in S. an ſeinen Sohn und deſſen 
Gattin habe er nicht zugleich ſeine bürgerlichen Rechte abgetreten; er 
ſei dermalen zwar nicht mehr grundbücherlicher, jedenfalls aber noch 
factiſcher Beſitzer dieſer Realität und entrichte von derſelben die 
Steuern, daher ſei er wahlberechtigt und wählbar. 

Die Statthalterei hat die Ausſcheidung des Recurrenten aus 
der neugewählten Gemeindevertretung beſtätiget. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 2. December 1871, 
3. 14.020, der gegen die Statthaltereientſcheidung eingelegten letzt⸗ 
inſtanzlichen Beſchwerde des Joſeph H. gleichfalls, und zwar mit fol⸗ 
gender Motivirung keine Folge gegeben: 

„Nach § 1, Z. 3 der Gemeindewahlordnung, dann nach dem 
Geſetze vom 12. October 1868 (L. G. Bl. Nr. 31) ſind zur Wahl 
der Gemeindevertretung diejenigen Gemeindemitglieder wahlberechtigt, 
welche von ihrem Realbeſitze, Gewerbe oder Einkommen in der 
Gemeinde eine directe Steuer entrichten. Nun geht aber aus der 


Actenvorlage hervor, daß der Recurrent bereits im Jahre 1864 ſeine 
Wirthſchaft Nr. 9 in S. ſeinem Sohne Anton H. und deſſen Gattin 
gegen Vorbehalt des freien Bewirthſchaftungsrechtes dieſer Wirthſchaft 
und gegen Verpflichtung zur Beſtreitung der Steuern und aller 
übrigen Abgaben ins Eigenthum abgetreten hat, und daß dieſe Ehe⸗ 
leute auch als grundbücherliche Eigenthümer der erwähnten Wirthſchaft 
eingetragen ſind. Es war ſonach Joſeph H. zur Zeit der Gemeinde⸗ 


ausſchußwahl nicht mehr im Beſitze dieſer Realttät, und hatte über⸗ 


haupt zu jener Zeit von ſeinem Realbeſitze, Gewerbe oder Ein⸗ 
kommen in der Gemeinde keine directe Steuer entrichtet. Derſelbe 
war ſomit nach den oben bezogenen geſetzlichen Beſtimmungen zur 
Zeit der Wahl nicht wahlberechtigt, daher nach 9 10 G. W. O. auch 
nicht als Ausſchußmann wählbar, und es erſcheint die Außerkraftſetzung 
ſeiner Wahl in den Gemeindeausſchuß gerechtfertigt. 

Dagegen war die Gemeindewahlcommiſſion nicht berechtigt, 
wegen des von ihr angenommenen Ausnahmsfalles des § 11, 3. 2 
G. W. O. den Joſeph H. aus dem neugewählten Gemeindeausſchuſſe aus⸗ 
zuſcheiden, ſondern es ſteht dieſes Recht nach dem letzten Abſatze des 
$ 31 G. W. O. der politiſchen Bezirksbehörde in erſter Inſtanz zu.“ 

—a. 


Zur Ahndung und Vorkehrung, welche bei einer Uebertretung des 

Strafgeſetzes durch einen unmündigen nach § 273 St. ©. der 

Sicherheitsbehörde überlaſſen iſt, find nur die l. f. politiſchen 
Behörden und nicht auch die Gemeindevorſtände berufen. 


Der eilfjährige E. H. wurde über Klage des P. S. vom Be— 
zirksgerichte der Uebertretung gegen die körperliche Sicherheit nach 
§ 411 St. G. und gegen die Sicherheit der Ehre nach §496 St. G. 
ſchuldig erkannt, weil er am 15. Juni 1871 öffentlich den unmün⸗ 
digen Sohn des Klägers durch Schlagen leicht verwundet und den 
Kläger einen „Dieb“ genannt hat. Das Bezirksgericht iſt jedoch mit 
Rückſicht auf die Unmündigkeit des Angeklagten in die Straffrage 
nicht eingegangen und hat die Acten dem Gemeindevorſtand in H. 
zum Zwecke der weiteren Behandlung des Knaben im Sinne des 
§ 273 des Strafgeſetzes überſtellt. 

Der Gemeindevorſtand hat hierüber eine förmliche Strafver⸗ 
handlung eingeleitet und den Knaben E. H. mit dem Erkenntniſſe 
vom 21. Juli 1871 wegen Uebertretung der §§ 411 und 496 St. G. 
nach § 273 St. G. zu einer dreiſtündigen Arreſtſtrafe verurtheilt. 

Dagegen recurrirte der Vater des Verurtheilten an den Bezirks⸗ 
hauptmann und hob in der Beſchwerde hervor, daß ſein noch im 
zarten Alter befindlicher und ſchulpflichtiger Sohn einer förmlichen 
behördlichen Abſtrafung nicht unterliegen könne, daß auch der Sohn 
des Klägers ſtraffällig erſcheine und der ganze Vorfall mit einem 
Verweiſe an beide Knaben abzuthun geweſen wäre. 

Der Bezirkshauptmann beſtätigte das Straferkenntniß des Ge⸗ 
meindevorſtandes in der Erwägung, daß E. H. mit rechtskräftigem 
Urtheile des Bezirksgerichtes der bezeichneten Uebertretung ſchuldig 
erkannt worden fet, zur Beſtrafung des Schuldigen aber nach § 273 
des Strafgeſetzes die Polizeiorgane berufen erſcheinen. 

Das Straferkenntniß wurde im weiteren Inſtanzengange auch 
von der Statthalterei, und zwar mit der Motivirung aufrecht erhal⸗ 
ten, daß, wie aus den Verhandlungsacten hervorgehe, der Vater des 
verurtheilten Knaben ſich weigere, denſelben entſprechend zu beſtrafen. 

Ueber die dagegen erhobene Beſchwerde erkannte das Miniſte⸗ 
rium des Innern unterm 27. Jänner 1872, 3. 17.454, wie folgt: 

„Ueber die Beſchwerde des E. H. werden die gegen den un⸗ 
mündigen gleichnamigen Sohn des Beſchwerdeführers erfloſſenen gleich⸗ 
lautenden Straferkenntniſſe des Gemeindevorſtandes, des Bezirks⸗ 
hauptmannes und der Statthalterei, womit dieſer Knabe wegen Ueber⸗ 
tretung der 88411 und 496 des Strafgeſetzes zu einer dreiſtündigen 
Arreſtſtrafe verurtheilt worden iſt, von Amtswegen mit dem Beifügen 
aufgehoben, daß es dem Bezirkshauptmanne überlaſſen bleibe, nach 
Umſtänden die im § 273 des Strafgeſetzes vorgeſehene Ahndung und 
Vorkehrung gegen dieſen Unmündigen eintreten zu laſſen. 

Das in zwei Inſtanzen beſtätigte gemeindeämtliche Straf⸗ 
erkenntniß ſtellt ſich als ungeſetzlich dar, weil der Gemeindevorſtand 
nicht competent war, gegen den Beſchuldigten im Strafrechtswege 
vorzugehen, indem es ſich hier um Ulebertretungen des Strafgeſetzes 
handelt, in ſolchen Fällen aber dem Gemeindevorſtande nach § 62 der 
Gemeindeordnung die Ausübung des Strafrechtes nicht zukommt. 

Zu jener Ahndung und Vorkehrung, welche bei Uebertretungen 
des Strafgeſetzes durch Unmündige nach § 273 dieſes Geſetzes der 
Sicherheitsbehörde überlaſſen iſt, find nur die l. f. politiſchen Behörden 
berufen, welche in ſolchen Fällen das Amt nicht in Stellvertretung 
eines Gerichtes und daher auch nicht nach den Vorſchriften und Formen 
des Strafverfahrens und mit Schöpfung eines Strafurtheiles, ſondern 
als Polizeibehörde auszuüben haben. 

Aus dieſen Gründen mußten die erfloſſenen Straferkenntniſſe 
behoben werden.“ A. Jr. 


— 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 11. December 1871, 3. 17.384, 

betreffend das Abſehen von der Forderung, daß in den Reiſelegitimationen aller 

deutſchländiſchen Arbeiter und Gewerbsgehilfen die Angabe des Zuſtändigkeits⸗ 
ortes enthalten ſei. 


Mit Beziehung auf den h. o. Erlaß vom 31. Auguſt d. J, 8. 12.503“), 
demzufolge das k. und k. Miniſterium des Aeußern die k. und k. Miſſionen in Deutſch⸗ 
land angewieſen hat, das Geeignete zu veranlaſſen, damit die ausländiſchen deutſchen 
Arbeiter und Gewerbsgehilfen von ihren Behörden bei Reiſen nach Oeſterreich mit 
einer entſprechenden Reiſelegitimation, worin insbefondere die Angabe des Zuſtändig⸗ 
keitsortes enthalten ſein muß — verſehen und auf die Nothwendigkeit des Beſitzes 
ſolcher Legitimationsnachweiſe zur Vermeidung von polizeilichen Beanſtändungen 
aufmerkſam gemacht werden, — habe ich die Ehre Euer zu eröffnen, 
daß laut des im Wege des k. und k. Miniſteriums des Aeußern unterm 6. d. M., 
8. 16.389/8249 V., anher gelangten Berichtes der k. und k. Geſandtſchaft in Berlin 
vom 2. d. M., Nr. LXI G., nach dem neuen Stande der einſchlägigen preußiſchen Ge⸗ 
ſetzgebung es nicht thunlich iſt, in allen Fällen den Zuſtändigkeitsort anzugeben. 

Denn bei der Geſetzgebung in Preußen, wo derjenige, welcher früher drei, jetzt 
zwei Jahre nach erlangter Großjährigkeit von dem Heimatsorte abweſend iſt und 
inzwiſchen eine neue Heimat nicht begründet hat, domieillos wird, gibt es eine große 
Anzahl von Perſonen, welche bei fonft ehrenhaftem Betragen ein Domicil oder einen 
Unterſtützungswohnſitz nicht mehr beſitzen und deßhalb, wenn es auf ihre Unterftügung 
ankäme, Seitens des betreffenden Landarmenverbandes zu unterſtützen wären. 

Für ſolche Perſonen kann ein Zuſtändigkeitsort oder Heimatsort im Paß nicht 
angegeben werden. Andererſeits würde es eine unbillige Verletzung für fie enthalten, 
fie als Landarme zu bezeichnen, da fie letzteres erſt dann werden, wenn fie, ohne einen 
neuen Unterſtützungswohnſitz erworben zu haben, eine öffentliche Unterſtützung in An⸗ 
ſpruch nehmen. Es bleibt alſo nichts übrig, als bei ſolchen Perſonen entweder eine 
Angabe bezüglich des Zuſtändigkeitsortes im Paſſe gar nicht zu machen, oder fie als 
domicillos zu bezeichnen. Dadurch werden die Intereſſen des öſterreichiſchen Staates 
in keiner Weiſe gefährdet, denn durch die den betreffenden Reiſenden ertheilten Legiti⸗ 
mationsdocumente iſt die preußiſche Staatsangehörigkeit derſelben und folgeweife die 
Verpflichtung Preußens, fie im Falle ihrer Ausweiſung aus Oeſterreich unverzüglich 
zu übernehmen, conſtairt. Für die k. k. öſterreichiſchen Behörden iſt es aber ohne In. 
tereffe, welcher preußiſche Zuſtändigkeitsort (Unterſtützungswohnſitz) demnächſt even⸗ 
tuell die Fürſorge für den Ausgewieſenen zu übernehmen haben wird. 

Bei der dargeſtellten Sachlage nimmt das k. k. Miniſterium des Innern keinen 
Anſtand, ſich mit dem Vorſchlage der k. preußiſchen Regierung, daß im erwähnten 
Falle in den betreffenden Reiſepapieren die Inhaber als „domicillos“ bezeichnet werden 
oder eine Angabe über den Zuſtändigkeitsort (Unterſtützungswohnſitz) ganz unterbleibt, 
vollkommen einverſtanden zu erklären. 

Hievon werden Euer zur Benehmungswiſſenſchaft und ent⸗ 
ſprechenden weiteren Veranlaſſung in die Kenntniß geſetzt. 


) Dieſer Erlaß war nur an die Statthalterei in Böhmen ergangen. 


Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 31. December 1871, Z. 26.544, 
betreffend Inſtructionen für die Bezirks⸗Schätzungscommiſſtonen, Vermeſſungs⸗ 
und Schätzungsinſpectoren, Geometer und ökonomiſchen Reſerenten über 
geometriſche Behandlung der Gemeindegrenzen, über den Vorgang bei Diffe⸗ 
renzen der alten und neuen Meſſung, ſowie über die Inventarialrechnungen. 


1. Die conventionelle Bezeichnung der Gemeindegrenzen iſt in der Original⸗ 
mappe unter allen Unnftänben unverändert zu belaſſen, mithin auch in jenem Falle, 
wenn ſeit der urſprünglichen Vermeſſung Aenderungen in der politiſchen Eintheilung 
vorgekommen ſein ſollten. 

Dagegen find die beir.ffenden Mappenſchilder, Indicationsſkizzen und Parcel⸗ 
lirungscroquis nach den betreffenden Formularien der Vermeſſungsanleikung mit der 
dem factiſchen Stande entſprechenden conventionellen Bezeichnung der Grenzen zu 
verſehen, beziehungsweiſe zu berichtigen, und es find auf den Mappenſchtldern und 
Parcellirungscroquis auch die Namen der angrenzenden Gemeinden und Bezirke und 
in Indicationsſkizzen die Namen der angrenzenden Gemeinden anzuführen. 

2. Bezüglich der Behandlung jener Differenzen, welche zwiſchen den Ergeb⸗ 
niſſen der neuen Berechnung und dem Flächeninhalte des alten Standes vorgefunden 
werden, wird auf den § 34 der Vermeſſungsanleitung hingewieſen und hiezu erläu⸗ 
ternd bemerkt, daß Differenzen, welche ſich innerhalb der erlaubten Fehlergrenze von 
4½100 der Area einer Gruppe ergeben, nach Alin. 1 des obbefagten Paragraphen keinen 
Einfluß auf den Flächeninhalt des alten Standes zu nehmen haben und noch For⸗ 
mular R. Poſt⸗Nr. 1 unter die Parcellen des neuen Standes der Art zu vertheilen 
find, daß der Geſammtflächeninhalt des alten Standes aufrecht erhalten bleibt. 
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Aubelangend die in Alin. 2 des § 34 angeführten Differenzen, welche in den 
Rubriken 5 und 6 des Berechnungsprotokolles als Zuwachs oder Abfall auszuweiſen 
find und ſonach die Aenderung der Gemeindearea bedingen, beziehen ſich dieſelben nur 
auf ſolche Differenzen, welche ans Aulaß von Aenderungen an der Gemeindegrenze 
entſtehen oder ihren Grund in einem Berechnungefehler des alten Standes haben. 

Hienach wird der k. k. Vermeſſungsinſpector angewieſen, die Geometer gelegen⸗ 
heitlich feiner Reviſion über den vorberührten Gegenſtand ausführlich zu belehren. 

3. Die Rechnungslegung bezüglich der Inventarialrechnungen B, C, D obliegt 
nach § 95 des Gebührenregulativs ausſchließlich dem der Landes⸗ oder Landes⸗Sub⸗ 
commiſſion zugewieſenen Vermeſſungs⸗, beziehungsweiſe ökonomiſchen Schätzungs⸗ 
inſpector. 

In dieſer Rechnung ſind aufzuführen: | 

als Empfänge jene Sendungen von Zeichen und Druckpapieren, welche 
von Seite des lithographiſchen Inſtitutes der Landescommiſſion direct zu⸗ 
kommen; — als Ausgabe jenes Quantum der erwähnten Papierſorten, 
welches aus dem Vorrathe der Landescommiſſion an die einzelnen Bezirks⸗ 
Schätzungscommiſſionen erfolgt wird. 

Als Belege für die Empfänge haben die Gegenſcheine des lithv⸗ 
graphiſchen Inſtituts, als Belege für die Ausgabe dagegen die von den 
Bezirks ⸗Schätzungscommiſſionen an die Landescommiſſion emzufendenden 
Empfangsbeſtätigungen zu dienen. 

Sendungen, welche vom lithographiſchen Inſtitute unmittelbar an die ein⸗ 
zelnen Bezirks - Schägungecommifftonen erfolgen, find durchführungsweiſe 
gleichzeitig im Empfange und in der Ausgabe zu behandeln, und haben als 
Belege für Empfang und Ausgabe die Verſtändigungen zu dienen, welche vom 
genannten Inſtitute an die Landescommiſſion über derartige Sammlungen 
erfolgen. 

Als Abſchlußtermin gilt nach § 97 des Gebührenregulatives das Solar⸗ 
Jahr. 

Eine Aenderung des Abſchlußtermins entweder nach dem Schluſſe des Opera⸗ 
tionsjahres oder auf eine andere Jahresperiode iſt in Hinblick auf die bezüglich der 
Rechnungslegung im Allgemeinen feſtgeſetzten und giltigen Normen unzuläſſig. 

Die Conſtatirung des bei den einzelnen Bezirks⸗Schätzungscommiſſionen zum 
Schluſſe der Rechnungsperiode ſich ergebenden Verbrauchsquantums oder Vorrathes 
iſt vom Vermeſſungs⸗, beziehungsweiſe bkonomiſchen Schätzungsinſpector gelegen⸗ 
heitlich der erſten nach Schluß des Solar⸗Jahres ſtattfindenden Revifion vorzu⸗ 
nehmen. 

Behufs Vornahme dieſer Amtshandlung hat ſich derſelbe mit den aus den 
rechnungsmäßigen Aufſchretbungen gewonnenen Daten zu verſehen und hat derſelbe 
über den diesfälligen Befund in ſeiner Relation zu berichten. 


a) 


b) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Legationsrath zweiter Kategorie Victor Grafen 
Dubsky zum Legationsrath erſter Kategorie ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne erſter Claſſe in Böhmen Anton 
Kirchner v. Neukirchen den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Reviſor des vereinten Prager Depoſitenamtes 
Franz Zemann anläßlich deſſen Penſtonirung das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 


Erledigungen. 


Acht Forſtprakticantenſtellen im Bereiche der Banater Militärgrenze, und zwar 
vier mit je 500 fl. und vier mit je 400 fl. Jahresgehalt, alle mit je 100 fl. Quartier⸗ 
geld, bis 1. März. (Amtsblatt Nr. 24.) 

Forſtdirectorsſtelle in der croatiſch⸗ſlavoniſchen Militärgrenze mit 2400 fl. 
Gehalt und 300 fl. Quartiergeld, bis 15. März. (Amtsbl Nr. 25.) 

Eine Bauadjunctenſtelle dritter Claſſe mit 800 fl. Gehalt und 160 fl. 
Quartiergeld, dann zwei Aſſiſtentenſtellen, ſowie eine techniſche Aſſiſtentenſtelle für 
die techniſche Realitätenadminiſtration mit je 600 fl. Beſoldung und 120 fl. Onartier⸗ 
geld — beim Grazer Stadtbauamte — bis 29. Februar. (Amtsblatt Nr. 26.) 

Eine Finanzraths⸗ und Finanzbezirksdirectorsſtelle bei der böhmiſchen Finanz⸗ 
landesdirection mit 2000 fl. Gehalt, eventuell 1800 fl. und im Erledigungsfalle eine 
Finanzſecretärsſtelle mit 1600, eventuell 1400 fl., bis 25. Februar. (Amtsbl. Nr. 26 ) 

Proviſoriſche Bezirkshauptmannsſtelle zweiter Claſſe in Krain mit 1600 fl. 
Gehalt, bis 15. Februar. (Amtsblatt Nr. 26.) 

Forſtprakticantenſtelle beim k. £, Forſtamte in Gußwerk nächſt Mariazell mit 
1 fl. Taggeld, bis Mitte März (Amtsblatt Nr. 26.) 

Officialsſtelle zweiter Claſſe mit 700 fl. Gehalt und 200 fl. Quartiergeld, 
eventuell Naturalwohnung, und eine Officialsſtelle dritter Claſſe mit 590 fl. Gehalt 
und 150 fl. Quartiergeld, eventuell Natnralwohnung im Status der Verwaltungs⸗ 
beamten der drei k. k. Wiener Krankenanſtalten, bis 20. Februar. (Amtsblatt Nr. 28.) 

Bauadjunctenſtelle beim Grazer Landesbauamte mit 800 fl. Gehalt, bis 
20. Februar. (Amtsbl. Nr. 27) ö 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


